
Allgemeine Geschäftsbedingungen Einkauf 
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1) Geltungsbereich 

1.1 Diese Allgemeinen Einkaufsbedingungen (nachfolgend „EKB“) der AM Quality GmbH 
(nachfolgend „Käufer“), gelten für alle Verträge über die Lieferung von Waren, die ein 
Unternehmer (nachfolgend „Lieferant“) mit dem Käufer hinsichtlich der vom Lieferanten dem 
Käufer zum Verkauf angebotenen Waren abschließt. 

1.2 Diese Einkaufsbedingungen gelten ausschließlich. Abweichende, entgegenstehende oder 
ergänzende Allgemeine Geschäftsbedingungen des Lieferanten werden nur dann und 
insoweit Vertragsbestandteil, als der Käufer ihrer Geltung ausdrücklich zugestimmt hat. Dieses 
Zustimmungserfordernis gilt in jedem Fall, etwa auch dann, wenn der Käufer in Kenntnis der 
Allgemeinen Geschäftsbedingungen des Lieferanten dessen Lieferungen vorbehaltlos 
annimmt. 

1.3 Im Einzelfall getroffene, individuelle Vereinbarungen mit dem Lieferanten haben Vorrang 
vor diesen Einkaufsbedingungen und bleiben hiervon unberührt. 

1.4 Unternehmer im Sinne dieser EKB ist eine natürliche oder juristische Person oder eine 
rechtsfähige Personengesellschaft, die bei Abschluss eines Rechtsgeschäfts in Ausübung 
ihrer gewerblichen oder selbständigen beruflichen Tätigkeit handelt. 

2) Bestellung, Vertragsschluss, Warenqualität 

2.1 Die Bestellung des Käufers gilt frühestens mit Abgabe in Textform oder Bestätigung als 
verbindlich. Auf offensichtliche Irrtümer (bspw. Schreib- und/oder Rechenfehler) und 
Unvollständigkeiten der Bestellung einschließlich der Bestellunterlagen hat der Lieferant den 
Käufer zum Zwecke der Korrektur bzw. Vervollständigung vor Annahme hinzuweisen; 
ansonsten gilt der Vertrag als nicht geschlossen. 



2.2 Der Lieferant ist gehalten, die Bestellung des Käufers durch Versendung der Ware 
vorbehaltlos auszuführen (Annahme). 

2.3 Die Festlegung der Warenqualität ist einer gesonderten Vereinbarung vorbehalten. Im 
Falle, dass keine Festlegung der Warenqualität erfolgt, schuldet der Lieferant Waren mittlerer 
Art und Güte. 

3) Preise und Zahlungsbedingungen 

3.1 Sofern sich aus dem Angebot des Lieferanten nichts anderes ergibt, handelt es sich bei 
den angegebenen Preisen um Nettopreise, die zuzüglich der gesetzlichen Umsatzsteuer 
gelten. 

3.2 Sofern sich aus dem Angebot des Lieferanten nichts anderes ergibt, schließt der Preis alle 
Leistungen und Nebenleistungen des Lieferanten sowie alle Nebenkosten (z. B. 
ordnungsgemäße Verpackung, Zoll, Einfuhrabgaben, Transportkosten einschließlich 
eventueller Transport- und Haftpflichtversicherung) ein. 

3.3 Die Zahlungsmöglichkeiten werden dem Käufer im Angebot des Lieferanten mitgeteilt und 
sind für den Lieferanten bindend, sofern sich evtl. Zahlungsbeschränkungen nicht unmittelbar 
aus dem Angebot des Lieferanten ergeben. 

3.4 Rechnungen sind in einfacher Ausfertigung unter Angabe von Rechnungsnummer, 
Bestellnummer, Menge, Preis und sonstiger Zuordnungsmerkmale im Original an den Käufer 
zu übermitteln. 

3.5 Bei Banküberweisung ist die Zahlung rechtzeitig erfolgt, wenn der Überweisungsauftrag 
des Käufers vor Ablauf der Zahlungsfrist bei dem Kreditinstitut des Käufers eingeht. 
Verzögerungen durch die am Zahlungsvorgang beteiligten Kreditinstitute hat der Käufer nicht 
zu vertreten. Die Zahlung des Käufers erfolgt unter Vorbehalt der Rechnungsprüfung. 

3.6 Der Käufer schuldet keine Fälligkeitszinsen. Der Verzugszins beträgt jährlich 5 (fünf) 
Prozentpunkte über dem Basiszinssatz. Für den Eintritt des Verzugs des Käufers gelten die 
gesetzlichen Vorschriften. In jedem Fall ist jedoch eine schriftliche Mahnung durch den 
Lieferanten erforderlich. 

3.7 Aufrechnungs- und Zurückbehaltungsrechte sowie die Einrede des nicht erfüllten 
Vertrages stehen dem Käufer in gesetzlichem Umfang zu. Der Käufer ist insbesondere 
berechtigt, fällige Zahlungen zurückzubehalten, solange ihm noch Ansprüche aus 
unvollständigen oder mangelhaften Leistungen gegen den Lieferanten zustehen. 

4) Liefer- und Versandbedingungen 

4.1 Sofern nichts anders vereinbart ist, erfolgt die Lieferung von Waren auf dem Versandweg 
an die vom Käufer angegebene Lieferanschrift. 

4.2 Auf evtl. Lieferbeschränkungen kann sich der Lieferant nur berufen, wenn diese aus 
seinem Angebot bereits eindeutig hervorgingen und der Käufer diesen nicht widersprochen 
hat. 

4.3 Der Lieferant ist zu Teillieferungen nur berechtigt, wenn der Käufer diesen zuvor 
ausdrücklich zugestimmt hat. Im Falle von zulässigen Teillieferungen ist der Lieferant 
berechtigt, auch Teilrechnungen zu stellen. 

4.4 Die Gefahr des zufälligen Untergangs und der zufälligen Verschlechterung der verkauften 
Ware geht mit der Übergabe am Erfüllungsort auf den Käufer über. Schuldet der Lieferant die 



Aufstellung und Montage, geht die Gefahr mit der Beendigung der Aufstellungs- und 
Montagearbeiten und der Übergabe an den Käufer über. 

5) Lieferzeit und Lieferverzug 

5.1 Die im Angebot des Lieferanten angegebene Lieferzeit ist bindend. Der Lieferant ist 
verpflichtet, den Käufer unverzüglich unter Angabe der Gründe und der voraussichtlichen 
Verzögerung in Kenntnis zu setzen, wenn absehbar ist, dass vereinbarte Lieferzeiten nicht 
eingehalten werden können. 

5.2 Erbringt der Lieferant seine Leistung nicht oder nicht innerhalb der vereinbarten Lieferzeit 
oder kommt er in Verzug, so bestimmen sich die Rechte des Käufers nach den gesetzlichen 
Vorschriften. 

5.3 Der Lieferant ist ohne die vorherige schriftliche Zustimmung des Käufers nicht berechtigt, 
die von ihm geschuldete Leistung durch Dritte (bspw. Subunternehmer) erbringen zu lassen. 
Der Lieferant trägt das Beschaffungsrisiko für seine Leistungen, wenn nicht im Einzelfall etwas 
anderes vereinbart ist (bspw. Beschränkung auf Vorrat).  

5.4 Soweit nicht im Einzelfall etwas anderes vereinbart ist, haben Lieferungen auf Gefahr des 
Lieferanten an die vom Käufer benannte Empfangsstelle zu erfolgen.  

5.5 Für den Eintritt des Annahmeverzuges des Käufers gelten die gesetzlichen Vorschriften. 
Der Lieferant muss dem Käufer seine Leistung aber auch dann ausdrücklich anbieten, wenn 
für eine Handlung oder Mitwirkung des Käufers (bspw. Beistellung von Material) eine 
bestimmte oder bestimmbare Kalenderzeit vereinbart ist. Gerät der Käufer in Annahmeverzug, 
so kann der Lieferant nach den gesetzlichen Vorschriften Ersatz seiner Mehraufwendungen 
verlangen (§ 304 BGB). Betrifft der Vertrag eine vom Lieferanten herzustellende, unvertretbare 
Sache (Einzelanfertigung), so stehen dem Lieferant weitergehende Rechte nur zu, wenn der 
Käufer sich zur Mitwirkung verpflichtet und das Unterbleiben der Mitwirkung zu vertreten hat. 

6) Verfügungsberechtigung, Produktsicherheit, Freistellung 

6.1 Der Lieferant sichert zu, über die Berechtigung zu verfügen, dem Käufer die Ware im 
vertraglich vereinbarten Zustand zu verkaufen und das Eigentum daran zu verschaffen. Der 
Lieferant sichert ferner zu, dass die Ware frei von jeglichen Rechten Dritter ist. 

6.2 Der Lieferant ist zur Einhaltung der anerkannten Regeln der Technik und der gesetzlichen 
Bestimmungen über die Produktsicherheit, insbesondere des Produktsicherheitsgesetzes, 
verpflichtet und sichert zu, dass die Ware die entsprechenden gesetzlichen Voraussetzungen 
erfüllt. 

6.3 Der Lieferant stellt den Käufer von allen berechtigten Forderungen Dritter frei, die im 
Zusammenhang mit einer Verletzung von deren Rechten in Bezug auf die dem Käufer 
gelieferte Ware geltend gemacht werden. Der Lieferant übernimmt hierbei auch die 
notwendigen Kosten der Rechtsverteidigung einschließlich aller Gerichts- und Anwaltskosten 
in gesetzlicher Höhe. Dies gilt nicht, wenn die Rechtsverletzung vom Lieferant nicht zu 
vertreten ist. Der Lieferant ist verpflichtet, dem Käufer im Falle einer Inanspruchnahme durch 
Dritte unverzüglich, wahrheitsgemäß und vollständig alle Informationen zur Verfügung zu 
stellen, die für die Prüfung der Ansprüche und eine Verteidigung erforderlich sind. 

 



7) Eigentumsvorbehalt und Verarbeitung 

7.1 Sofern nicht anders vereinbart, erfolgt die Übereignung mit Übergabe der Ware an den 
Käufer unbedingt und ohne Rücksicht auf die Zahlung des Kaufpreises. Nimmt der Käufer 
gleichwohl im Einzelfall ein durch die Kaufpreiszahlung bedingtes Angebot des Lieferanten auf 
Übereignung an, erlischt der Eigentumsvorbehalt des Lieferanten spätestens mit der 
vollständigen Kaufpreiszahlung für die gelieferte Ware. Ein verlängerter oder erweiterter 
Eigentumsvorbehalt des Lieferanten ist ausgeschlossen. 

7.2 Eine Verarbeitung, Vermischung oder Verbindung von Gegenständen des Käufers durch 
den Lieferanten wird für den Käufer vorgenommen. Der Käufer wird im Verhältnis des Wertes 
seiner Gegenstände zum Wert des Gesamterzeugnisses Miteigentümer an den unter 
Verwendung seiner Gegenstände hergestellten Erzeugnissen. 

8) Mängelhaftung 

8.1 Für die Rechte des Käufers bei Sach- und/oder Rechtsmängeln der Ware und bei 
sonstigen Pflichtverletzungen durch den Lieferanten gelten die gesetzlichen Vorschriften, 
soweit nachfolgend nichts anderes bestimmt ist. 

8.2 Nach den gesetzlichen Vorschriften haftet der Lieferant insbesondere dafür, dass die Ware 
bei Gefahrübergang auf den Käufer die vereinbarte Beschaffenheit hat. Als Vereinbarung über 
die Beschaffenheit gelten jedenfalls diejenigen Produktbeschreibungen, die – insbesondere 
durch Bezeichnung oder Bezugnahme in der Bestellung des Käufers – Gegenstand des 
jeweiligen Vertrages sind oder in gleicher Weise wie diese AGB in den Vertrag einbezogen 
wurden. Es macht dabei keinen Unterschied, ob die Produktbeschreibung vom Käufer, vom 
Lieferant oder vom Hersteller stammt. Die Details zur Produktqualität sind einer gesonderten 
Vereinbarung unterworfen. 

8.3 Abweichend von § 442 Abs. 1 S. 2 BGB stehen dem Käufer Mängelansprüche 
uneingeschränkt auch dann zu, wenn dem Käufer der Mangel bei Vertragsschluss infolge 
grober Fahrlässigkeit unbekannt geblieben ist. 

8.4 Für die kaufmännische Untersuchungs- und Rügepflicht gelten die gesetzlichen 
Vorschriften (§§ 377, 381 HGB) mit folgender Maßgabe: Die Untersuchungspflicht vom Käufer 
beschränkt sich auf Mängel, die bei der Wareneingangskontrolle des Käufers unter äußerlicher 
Begutachtung einschließlich der Lieferpapiere sowie bei der Qualitätskontrolle des Käufers im 
Stichprobenverfahren offen zu Tage treten (bspw. Transportbeschädigungen, Falsch- und 
Minderlieferung). Soweit eine Abnahme vereinbart ist, besteht keine Untersuchungspflicht. Im 
Übrigen kommt es darauf an, inwieweit eine Untersuchung unter Berücksichtigung der 
Umstände des Einzelfalls nach ordnungsgemäßem Geschäftsgang tunlich ist. Die Rügepflicht 
für später entdeckte Mängel bleibt unberührt. In allen Fällen gilt die Rüge (Mängelanzeige) als 
unverzüglich und rechtzeitig, wenn sie innerhalb von 10 Kalendertagen beim Lieferant eingeht. 

8.5 Die zum Zwecke der Prüfung und Nacherfüllung vom Lieferant aufgewendeten Kosten 
(einschließlich eventueller Ausbau- und Einbaukosten) trägt dieser auch dann, wenn sich 
herausstellt, dass tatsächlich kein Mangel vorlag. Die Schadensersatzhaftung vom Käufer bei 
unberechtigtem Mängelbeseitigungsverlangen bleibt unberührt; insoweit haftet der Käufer 
jedoch nur, wenn der Käufer erkannt oder grob fahrlässig nicht erkannt hat, dass kein Mangel 
vorlag. 

8.6 Kommt der Lieferant seiner Verpflichtung zur Nacherfüllung (nach Wahl des Käufers 
Nachbesserung oder Ersatzlieferung) innerhalb einer vom Käufer gesetzten, angemessenen 
Frist nicht nach, so kann der Käufer den Mangel selbst beseitigen und vom Lieferanten Ersatz 
der hierfür erforderlichen Aufwendungen bzw. einen entsprechenden Vorschuss verlangen 
(Ersatzvornahme). Ist die Nacherfüllung durch den Lieferanten fehlgeschlagen oder für den 



Käufer unzumutbar (z. B. wegen besonderer Dringlichkeit oder drohendem Eintritt 
unverhältnismäßiger Schäden), bedarf es keiner Fristsetzung. Hierüber wird der Käufer den 
Lieferanten unverzüglich, nach Möglichkeit vor Einleitung entsprechender Maßnahmen, in 
Kenntnis setzen. 

8.7 Erfüllt der Lieferant seine Verpflichtung zur Nacherfüllung durch Ersatzlieferung, so beginnt 
für die als Ersatz gelieferte Ware nach deren Ablieferung die Verjährungsfrist neu zu laufen, 
es sei denn, der Lieferant hat sich bei der Nacherfüllung ausdrücklich und zutreffend darauf 
berufen, die Ersatzlieferung ohne Anerkennung einer Rechtspflicht vorzunehmen. 

9) Unternehmerregress 

9.1 Die gesetzlich bestimmten Regressansprüche gemäß §§ 445a, 445b BGB stehen dem 
Käufer neben den Mängelansprüchen uneingeschränkt zu. Der Käufer ist insbesondere 
berechtigt, die Art der Nacherfüllung (Nachbesserung oder Ersatzlieferung) vom Lieferanten 
zu verlangen, die er seinem Abnehmer im Einzelfall schuldet. Das gesetzliche Wahlrecht des 
Käufers gemäß § 439 Abs. 1 BGB bleibt hiervon unberührt. 

9.2 Bevor der Käufer einen von seinem Abnehmer ihm gegenüber geltend gemachten 
Mangelanspruch anerkennt oder erfüllt, wird er dem Lieferanten unter Fristsetzung 
Gelegenheit zur Stellungnahme geben. Erfolgt die Stellungnahme nicht innerhalb 
angemessener Frist und wird auch keine einvernehmliche Lösung herbeigeführt, so gilt der 
vom Käufer tatsächlich gewährte Mangelanspruch als seinem Abnehmer geschuldet. Dem 
Lieferanten obliegt in diesem Fall der Gegenbeweis. 

9.3 Die Ansprüche des Käufers aus Lieferantenregress gelten, wenn ein Mangel bereits bei 
Übergang der Gefahr auf den Käufer vorhanden war, auch dann, wenn die Ware vor ihrer 
Veräußerung an einen Verbraucher durch den Käufer oder einen seiner Abnehmer, bspw. 
durch Einbau in ein anderes Produkt, weiterverarbeitet wurde. 

 
 
10) Produzentenhaftung 
 

10.1 Ist der Lieferant für einen Produktschaden verantwortlich, hat er den Käufer insoweit von 
Ansprüchen Dritter freizustellen, als die Ursache in seinem Herrschafts- und 
Organisationsbereich gesetzt ist und er im Außenverhältnis selbst haftet. 

10.2 Im Rahmen seiner Freistellungsverpflichtung hat der Lieferant Aufwendungen gem. §§ 
683, 670 BGB zu erstatten, die sich aus oder im Zusammenhang mit einer Inanspruchnahme 
Dritter einschließlich von durch den Käufer durchgeführten Rückrufaktionen ergeben. Über 
Inhalt und Umfang von Rückrufmaßnahmen wird der Käufer den Lieferanten – soweit möglich 
und zumutbar – unterrichten und ihm Gelegenheit zur Stellungnahme geben. Weitergehende 
gesetzliche Ansprüche bleiben unberührt. 

10.3 Der Lieferant hat eine Produkthaftpflichtversicherung mit einer pauschalen 
Deckungssumme von mindestens 20 Mio. EUR (in Worten: Zwanzig Millionen Euro) pro 
Personen-/Sachschaden abzuschließen und zu unterhalten. 

 



11) Verjährung 
 
11.1 Die wechselseitigen Ansprüche der Vertragsparteien verjähren nach den gesetzlichen 
Vorschriften, soweit nachfolgend oder in anderen Vereinbarungen nichts anderes bestimmt 
ist. 

11.2 Abweichend von § 438 Abs. 1 Nr. 3 BGB beträgt die allgemeine Verjährungsfrist für 
Mängelansprüche 3 Jahre ab Gefahrübergang. Soweit eine Abnahme vereinbart ist, beginnt 
die Verjährung mit der Abnahme. Die 3-jährige Verjährungsfrist gilt entsprechend auch für 
Ansprüche aus Rechtsmängeln, wobei die gesetzliche Verjährungsfrist für dingliche 
Herausgabeansprüche Dritter (§ 438 Abs. 1 Nr. 1 BGB) unberührt bleibt; Ansprüche aus 
Rechtsmängeln verjähren darüber hinaus in keinem Fall, solange der Dritte das Recht – 
insbesondere mangels Verjährung – noch gegen den Käufer geltend machen kann. 

11.3 Die Verjährungsfristen des Kaufrechts einschließlich vorstehender Verlängerung gelten 
– im gesetzlichen Umfang – für alle vertraglichen Mängelansprüche. Soweit dem Käufer 
wegen eines Mangels auch außervertragliche Schadensersatzansprüche zustehen, gilt 
hierfür die regelmäßige gesetzliche Verjährung (§§ 195, 199 BGB), wenn nicht die 
Anwendung der Verjährungsfristen des Kaufrechts im Einzelfall zu einer längeren 
Verjährungsfrist führt. 

12) Haftung 

12.1 Der Käufer haftet nur bei eigenem Verschulden sowie bei Verschulden ihrer gesetzlichen 
Vertreter, leitenden Angestellten oder sonstigen Erfüllungsgehilfen, und zwar nach Maßgabe 
der nachfolgenden Regelungen. 

12.2 Für Schäden, die vorsätzlich oder grob fahrlässig durch den Käufer bzw. durch 
gesetzliche Vertreter, leitende Angestellte oder einfache Erfüllungsgehilfen des Käufers 
herbeigeführt werden, sowie bei Arglist und im Fall der schuldhaften Verletzung des Lebens, 
des Körpers oder der Gesundheit (Personenschäden), haftet der Käufer unbeschränkt. Der 
Käufer haftet ebenfalls unbeschränkt nach dem Produkthaftungsgesetz. 

12.3 Bei der leicht fahrlässigen Verletzung einer Pflicht, auf deren Einhaltung vertraut werden 
durfte und deren Erfüllung die ordnungsgemäße Durchführung des Vertrages überhaupt erst 
ermöglicht (Kardinalpflicht), ist die Ersatzpflicht begrenzt auf solche Schäden, mit deren 
Entstehung im Rahmen des vorliegenden Vertragsverhältnisses typischerweise gerechnet 
werden muss (vertragstypisch vorhersehbare Schäden). Im Übrigen ist die Haftung für leicht 
fahrlässige Schäden ausgeschlossen. 

12.4 Der Käufer haftet nicht für Schäden, welche durch Störungen an Telefonleitungen, 
Servern und sonstigen Einrichtungen entstehen, die nicht in ihrem Verantwortungsbereich 
liegen. Überdies haftet der Käufer nicht für Schäden oder Ausfälle, die durch höhere Gewalt 
verursacht worden sind. 

13) Abtretungsverbot 

Die Abtretung von Forderungen gegen den Käufer an Dritte ist ausgeschlossen. § 354a HGB 
bleibt hiervon unberührt. 
 
 
 



14) Geheimhaltung 
 
14.1 Im Rahmen der gemeinsamen Zusammenarbeit werden dem Lieferanten ggf. 
vertrauliche Informationen und Unterlagen aus dem Kompetenzbereich des Käufers offenbart. 
Die Parteien treffen daher die nachfolgende Vereinbarung zu dem Zweck, die Weitergabe 
dieser vertraulichen Informationen und Unterlagen an unbefugte Dritte auszuschließen.   

14.2 Der Lieferant verpflichtet sich, die im Zusammenhang mit der gemeinsamen 
Zusammenarbeit offenbarten vertraulichen Informationen und Unterlagen, gleich in welcher 
Form, Dritten nicht zugänglich zu machen, sofern sie nicht ihrer Bestimmung nach Dritten 
zugänglich gemacht werden sollen. 

14.3 Die Bestimmungen dieses Abschnitts gelten für einen Zeitraum von 5 Jahren auch nach 
Erfüllung, Kündigung oder Rückgängigmachung dieser Vereinbarung weiter; soweit es sich 
um Geschäfts- oder Betriebsgeheimnisse im Sinne des § 17 UWG handelt, wird eine zeitlich 
unbeschränkte Geltung vereinbart. 

14.4 Wenn der Käufer dies verlangt, sind die von ihm übergebenen Sachen und Unterlagen 
wie Strategiepapiere, Briefingdokumente, etc. nach Beendigung des Vertragsverhältnisses an 
sie herauszugeben bzw. zu vernichten. 

15) Anwendbares Recht 

Für sämtliche Rechtsbeziehungen der Parteien gilt das Recht der Bundesrepublik Deutschland 
unter Ausschluss der Gesetze über den internationalen Kauf beweglicher Waren. 

16) Gerichtsstand 

Handelt der Lieferant als Kaufmann, juristische Person des öffentlichen Rechts oder öffentlich-
rechtliches Sondervermögen, ist der ausschließliche – auch internationale - Gerichtsstand für 
alle Streitigkeiten aus diesem Vertrag der Geschäftssitz des Käufers. Der Käufer ist jedoch in 
jedem Fall berechtigt, das Gericht am Sitz des Lieferanten anzurufen. 


